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Bgm. Reinthaler eröffnet die Sitzung, begrüßt die anwesenden Zuhörer und stellt fest, dass die  
5. GR-Sitzung 2013 lt. dem erstellten Sitzungsplan von ihm am 17.09.2013  fristgerecht 
einberufen wurde. 
 
ad Punkt 1) Flächenwidmungsplanänderung 3.14 Fußl  
Bgm. Reinthaler führt aus, dass die Fa. FUSSL Immobilien Mayr GmbH am 19.01.2012 den 
Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes im gekennzeichneten Bereich von 
Dorfgebiet auf Mischbaugebiet gestellt hat. Die Einleitung des Verfahrens wurde vom GR in 
seiner Sitzung am 26.01.2012 beschlossen und am 03.05.2012 erfolgte der endgültige 
Beschluss. Das Land OÖ, Abt. Raumordnung, hat die Änderung des FLWP aufgrund der zu 
engen Auslegung des Nachbarschaftsrechtes (keine genaue gesetzliche Definition) jedoch mit 
Schreiben vom 22.05.2012 (Akt. RO-R-306678/2-2012-Am) nicht genehmigt, da die oder 
konkret gesagt nicht alle an die Umwidmungsfläche angrenzenden Grundbesitzer 
nachweislich verständigt wurden. Bgm. Reinthaler meint, dass dies in vorherigen Verfahren 
nicht so eng ausgelegt wurde. Im Zuge des ergänzenden Ermittlungsverfahrens wurden auch 
diese Stellungnahmen eingeholt und es wurden von einigen Nachbarn Einwendungen 
eingebracht (Ehegatten Handlbauer, Fr. Dr. Sumereder, Hr. Franz Weyermann und Frau 
Hoser). Diese Einwendungen bezogen bzw. beziehen sich auf mögliche eingeschränkte 
Lebens- und Wohnqualität, mögliche Lärmbelästigung, vermehrtes Verkehrsaufkommen und 
eine Verringerung des Immobilienwertes ihrer Liegenschaften. In einem zweiten 
Anrainergespräch im Beisein von Herrn Hofrat DI Werschnig der Abt Raumordnung des 
Landes OÖ am 08.07.2013 konnte eine weitgehende Einigung zwischen dem Vertreter des 
Antragstellers, Ernst Mayr und den Anrainern erzielt werden. Es soll neben dem 
Mischbaugebiet eine Schutzzone im Bauland – eine Freifläche wie am Plan schraffiert 
dargestellt – entstehen. 
Es soll in der heutigen Sitzung nun der bereits gefasste Beschluss vom 03.05.2012 
aufgehoben und ein neuerlicher GR-Beschluss für die Mischbaugebietswidmung (sprich 
eingeschränktes gemischtes Baugebiet unter Ausschluss betriebsfremder Wohnnutzung) und 
die Schutzzone im Bauland (Freifläche) unter Berücksichtigung des zweiten 
Ermittlungsverfahrens herbeigeführt werden. Der GV sprach sich in seiner Beratung für die 
Umwidmung aus. 
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Beratung: 
Bgm. Reinthaler erklärt mittels Beamerprojektion, dass die Grenze der Schutzzone in einer 
Flucht mit dem Stallgebäude des Objektes Ort 30 verlaufen soll. Im Gespräch zwischen den 
Anrainern und Hr. Mayr hat sich dieser mit der Schutzzone in dieser Flucht bereit erklärt. GR 
Schnallinger meint, dass diese Freifläche nur von einer Einzelperson begutachtet wurde, er 
sieht dies als Gutachten auf Kosten der Allgemeinheit. Das Gutachten eines Landesbeamten 
ist nur eine Einzelmeinung. GR Schnallinger weist darauf hin, dass es kein Gutachten der 
Anrainer gibt, den Anrainern müsse ein Recht auf  ein eigenes Gutachten gewährt werden, 
wofür die Fa. Fussl die Kosten übernehmen soll.  Bgm. Reinthaler betont, dass Hr. HR 
Werschnig ein Sachverständiger des Landes ist und er bei dem Gespräch den Eindruck hatte, 
dass eine Einigung erzielt wurde. Es stellt sich die Frage, wie die Anrainer zu diesem Projekt 
stehen. GV Mayr erklärt sich als befangen und erläutert, dass er den Anrainern einige 
Vorschläge gemacht hat u.a. eine Grünzone und das Ergebnis war nun diese Schutzzone. 
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Bgm. Reinthaler fordert den anwesenden Grundstücksanrainer, Hr. Handlbauer, auf, sich zu 
äußern. Hr. Handlbauer bekundet, dass er nur für sich sprechen kann und er als nähester 
Anrainer mit der Umwidmung einverstanden ist, wenn diese Schutzzone eingehalten wird. Hr. 
Zeilberger erkundigt sich, wie hoch das entstehende Gebäude werden wird. Es wird darauf 
hingewiesen, dass dies im  Bauverfahren behandelt wird. GR Schnallinger wirft ein „Wehret 
den Anfängen“, denn dann ist es zu spät. AL Trausinger betont, dass im 
Raumordnungsverfahren nur die Grundeigenschaft Bezug hat, läge ein Bauplan vor, so wäre 
auch dieser nicht Gegenstand des RO-Verfahrens, denn es geht nur um die 
Grundstückswidmung als Bauland. AL Trausinger weist darauf hin, dass eine zustimmende 
Stellungnahmen vom Land, Abt. Raumordnung, vorliegt und der GR abwiegen muss, ob das 
öffentliche Interesse, oder die Nachbarinteressen überwiegen. Weiters führt er aus, dass mit 
den entstehenden Arbeitsplätzen bei der Fa. Fussl öffentliche Interessen berührt sind. Hr. HR 
Werschnig sah in der Besprechung vom 08.07.2013 keine Gründe die Umwidmung zu 
verwehren, er sei der Meinung, dass das  öffentliche Interesse überwiegt. Dieser Ansicht 
schließt sich der GR überwiegend an und ist der Ansicht, dass die Anrainerinteressen im 
Verfahren ausreichend berücksichtigt wurden. GR Zeilberger betont den Unterscheid 
zwischen einer 6-Meter oder 10-Meter hohen Halle, da anfangs von einer „Hoferhalle“ die 
Rede war. GR Brandstötter meint, dass im gültigen Flächenwidmungsplan und 
Entwicklungskonzept nicht vorgesehen sei, dass dieses Gebiet erweitert wird, sondern im 
Dorfgebiet bestehen bleibt. Er meint, die Änderung von D auf MB würde dem gültigen 
Entwicklungskonzept widersprechen, für ihn sieht das Entwicklungskonzept „Dorfgebiet“ vor 
und das passt mit der Umwidmung nicht zusammen. Er ist der Ansicht, zuerst das örtliche 
Entwicklungskonzept (ÖEK) zu bearbeiten und dann die FLWP-Änderung durchzuführen, 
weil es ansonsten dem derzeitigen ÖEK widerspricht. Bgm. Reinthaler betont, dass Hrn. HR 
Werschnig als Sachverständiger der Landes OÖ das ÖEK bekannt ist. GR Schnallinger meint, 
dass das ÖEK das „Schutzdach“ ist, es sagt was Sache ist, dieser Antrag entspreche nicht dem 
ÖEK.  GV Mayr erklärt, dass die geplante Halle möglicherweise in derselben Art wie die 
gegenüberliegende Logistikhalle gebaut wird. Der bestehende Stadl hat an der Spitze eine 
Höhe von 11,50 Meter, die Halle wird niedriger werden. Hr. Mayr betont, dass er immer 
eingehalten hat, was er gesagt hat. Er habe auch angeboten, Auflagen in den 
Flächenwidmungsplan einzubeziehen, dies ist jedoch nicht möglich. GR Bögl erkundigt sich, 
ob der Dorfwirt (Anmerkung: Frau Schwarz, Liegenschaft Ort 30) ebenfalls als Anrainer 
berücksichtigt wurde. Bgm. Reinthaler erklärt, dass diese ebenfalls zur Stellungnahme 
aufgefordert wurde, aber keine Einwände erhob. Bgm. Reinthaler meint, dass die 
Umwidmung für die Anrainer kein Problem mehr darstellt, da von den Betroffenen nur Hr. 
Handlbauer als Zuhörer in dieser GR-Sitzung erschienen ist. Bgm. Reinthaler erklärt, dass bei 
den Anrainergesprächen auch über eine alternative Erschließung gesprochen wurde. AL 
Trausinger erläutert nach Einsichtnahme in das ÖEK, dass es im ÖEK keinen Unterschied der 
Definition zwischen den einzelnen Baulandwidmungen gibt, „W/M/D“ ist braun (somit eine 
Kategorie) und „B“ lila dargestellt. Weiters sind Pfeile in die einzelnen 
Entwicklungsrichtungen dargestellt. Die Beschlussfassung sei im Sinne des ÖEK. GR 
Schnallinger ist der Meinung, dass das Gutachten (Anmerkung: Äußerung) von Hr. HR 
Werschnig nur eine Einzelmeinung ist. 
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GR Brandstötter stellt den Antrag, dass zuerst das örtliche Entwicklungskonzept überarbeitet 
und dann die FLWP-Änderung erfolgen soll.  AL Trausinger fügt nochmals hinzu, dass das 
ÖEK bei den Widmungen W/M/D keinen Unterschied aufweist, eine Änderung der ÖEK sei 
nicht erforderlich. 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann vorstehender Antrag von GR Brandstötter mittels 
Handerheben mit 2 Ja-Stimmen (GR Brandstötter und GR Schnallinger) und 16 Nein-
Stimmen abgelehnt. GV Mayr enthielt sich der Abstimmung wegen Befangenheit.  
 
GR Schnallinger stellt den Antrag, den 1. Tagesordnungspunkt 
„Flächenwidmungsplanänderung Fußl“ abzusetzen, da dieser gravierende Eingriff in das 
bestehende ÖEK seiner Meinung nicht rechtsgültig ist. 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann vorstehender Antrag von GR Schnallinger mittels 
Handerheben mit 2 Ja-Stimmen (GR Brandstötter und GR Schnallinger) und 16 Nein-
Stimmen abgelehnt. GV Mayr enthielt sich der Abstimmung wegen Befangenheit. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird mittels Handerheben mit 16 Ja-Stimmen und 2 Nein-
Stimmen (GR Brandstötter und GR Schnallinger) der Gemeinderatsbeschluss vom 03.05.2012 
aufgrund des erforderlichen zusätzlichen Ermittlungsverfahrens aufgehoben. GV Mayr 
enthielt sich der Abstimmung wegen Befangenheit. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handerheben mit 16 Ja-Stimmen und 2 
Nein-Stimmen (GR Brandstötter und GR Schnallinger) die Flächenwidmungsplanänderung 
3.14 von Dorfgebiet auf Mischbaugebiet und Schutzzone lt. Entwurf beschlossen. GV Mayr 
enthielt sich der Abstimmung wegen Befangenheit. 
 
 
ad Punkt 2)  Mietvertrag Bauhofwohnung 
Bgm. Reinthaler berichtet, dass der Wohnungsausschuss in seiner Sitzung vom 28.08.2013 
die Bauhofwohnung an Frau Rukiye TASKAN vergeben hat und es soll heute der Mietvertrag 
per 1.10.2013 vom  Gemeinderat beschlossen werden. Die Nutzfläche der Wohnung beträgt 
75,35 qm.  Die Miete hat sich beim Letztmieter im Jahr 2012 auf 342,70 Euro belaufen und 
mit der Indexpreissteigerung ergibt sich nun ein monatlicher Mietpreis von Euro 370,- 
zuzüglich Euro 70,- Betriebskosten, ohne Elektroheizung. Der Baukostenbeitrag beträgt 3 
Monatsmieten, somit 1.100,- Euro. Bgm. Reinthaler erklärt, dass Frau Taskan die Tochter von 
Hr. Karakus (Besitzer des Orter Kebapstandes) ist. Sie erwartet Zwillinge und möchte daher 
näher bei ihren Eltern wohnen. Es war bei der Vergabe Dringlichkeit gegeben aufgrund ihrer 
Kündigungsfrist der bisherigen Wohnung. Der Mietvertrag wurde im Vergleich zum 
Mietvertrag mit der Fam. Knezevic nicht verändert. 
 

MIETVERTRAG 
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geschlossen zwischen der Gemeinde Ort im Innkreis - im folgenden kurz   G E M E I N D E  
genannt – als  Vermieterin einerseits und  Rukiye TASKAN – im folgenden kurz  M I E T E R  
genannt – andererseits wie folgt: 
 
1. Die GEMEINDE vermietet und der MIETER mietet die im Hause Ort im Innkreis Nr. 
174 (Bauhof) im 1. Stock gelegene Wohnung, bestehend aus Wohnzimmer (22,5 m²), Schlaf-
zimmer (12,10 m²), Kinderzimmer (8,10 m²), Küche (16,8 m²), Abstellraum (2,20 m²), Bad 
(4,90 m²), WC (1,34 m²) sowie Vorraum (7,41 m²) mit einem Gesamtflächenausmaß von 
75,35 m². 
 
2. (1)  Als Hauptmietzins im Sinne des § 15 (1) Zi 1 MRG wird ein monatlicher Betrag von 
€ 336,37 vereinbart. Zu diesem Hauptmietzins ist die Umsatzsteuer mit 10 % zu entrichten. 
Der Hauptmietzins einschliesslich der Umsatzsteuer ist jeweils am 10. eines Monats im 
vorhinein porto- und spesenfrei auf das Konto Nr. 1010222 bei der Raiba Innkreis Mitte (BLZ: 
34200) zu überweisen. 
(2) Zusätzlich zum Hauptmietzins sind die auf den Mietgegenstand entfallenden 
Betriebskosten und laufenden öffentlichen Abgaben im Sinne der §§ 21 bis 23 MRG 
anteilsmäßig für den ge-genständlichen Mietgegenstand zu entrichten; der Mieter stimmt 
dem Abschluss  einer Sturm-schäden- und Glasbruchversicherung für das gegenständliche 
Haus im Sinne des § 21 (1) Zi 6 MRG zu und anerkennt diese Versicherungskosten als 
Betriebskosten. Der Anteil für den gegenständlichen Mietgegenstand an den gesamten 
Betriebskosten und öffentlichen Abgaben beträgt  19,9 %. 
Die anteiligen Betriebskosten und öffentlichen Abgaben sind gemäß § 17 MRG auf Grund der 
Jahresrechnung des Vorjahres in monatlichen Teilbeträgen gleichzeitig mit dem 
Hauptmietzins am 10. eines jeden Monats  im vorhinein auf das bereits angegebene Konto 
der Gemeinde zu bezahlen. Die Jahresrechnung der Betriebskosten und öffentlichen 
Abgaben erfolgt jährlich im nachhinein bis zum 30. Juni eines jeden Jahres. 
(3) Weiters sind die folgenden besonderen Aufwendungen zu bezahlen: 
Kaution in Höhe von 3 Monatsmieten (€ 1.110,-- inkl. Mwst.) 
 
(4) Der Hauptmietzins nach Abs. 1 ist wertgesichert und erhöht oder vermindert sich nach 
der entsprechenden Veränderung des vom Österr. Statistischen Zentralamt verlautbarten 
Verbrau-cherpreisindex 2010, wobei Änderungen der Indexzahl unter 5 v.H. unberücksichtigt 
bleiben. Ausgangsbasis der Wertsicherungsberechnung ist zunächst der vereinbarte 
Hauptmietzins und sodann der jeweils entsprechend der Wertsicherung erhöhte 
Hauptmietzins. Sollte der Verbrau-cherpreisindex 2010 nicht mehr veröffentlicht werden, 
tritt an dessen Stelle ein ähnlicher Ver-braucherpreisindex. 
 
3. Dieser Mietvertrag ist am 1. Oktober 2013 rechtswirksam und wird auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Die Kündigung kann beiderseits unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Kündigungsfrist erfolgen. 
Vordringlicher Kündigungsgrund: 
Bei vorliegendem Wohnungsbedarf zur Unterbringung von Personal für die Reinigung und 
Be-treuung der Schulliegenschaft oder für Gemeindebedienstete räumt die MIETERIN die 
Wohnung nach Kündigung unter Einhaltung einer zweimonatigen Kündigungsfrist. 
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4. Das Mietobjekt wurde vom MIETER im ordnungsgemäßen Zustand übernommen und 
ist seinerzeit nach Beendigung des Mietverhältnisses vom MIETER im gleichen Zustand an die 
Gemeinde zu übergeben. 
Der MIETER verpflichtet sich, das Mietobjekt auf seine Gefahr und Kosten in gutem Zustand 
zu erhalten. Die GEMEINDE ist lediglich zu Erhaltungsarbeiten im Umfang des § 3 MRG ver-
pflichtet. 
Bauliche Veränderungen innerhalb des Mietobjektes dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung 
der GEMEINDE erfolgen und sind bei Räumung des Mietobjektes zu beseitigen und der 
frühere Zustand ist wieder herzustellen soweit nicht das Gegenteil ausdrücklich vereinbart 
wurde. 
 
5. Das Halten von Hunden und Kleintieren jeder Art ist in den Mieträumen verboten. 
 
6. Die Hausordnung hat der MIETER zur Kenntnis genommen und verspricht die 
gewissenhafte Erfüllung derselben und erklärt sich mit einer etwaigen künftigen Neuregelung 
der Hausordnung durch die GEMEINDE einverstanden. 
 
7. Die mit der Errichtung dieses Vertrages verbundenen Kosten und Gebühren trägt der 
MIETER. 
 
8. Dieser Mietvertrag wird nur in einer Urschrift ausgefertigt, welche der GEMEINDE 
gehört, während der MIETER eine einfache oder über sein Verlangen auch gerichtlich 
beglaubigte Abschrift erhält.  
 
9. Der vorliegende Mietvertrag wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 26. Sep-
tember 2013 genehmigt. Dies wird durch die Mitzeichnung von zwei Mitgliedern des Ge-
meinderates und eines Gemeindevorstandsmitgliedes ersichtlich gemacht 

Beratung: 
GR Gurtner erkundigt sich, ob der Mietvertrag befristet ist. AL Trausinger erklärt, dass der 
Mietvertrag unbefristet ist, jedoch eine Eigenbedarfsklausel enthält. GR Brandstötter weist 
darauf hin, dass im Fall einer Kündigung zu prüfen ist, ob ein Wohnungsbedarf 
(Gemeindebedienstete etc.) besteht, dies traf in diesem Fall jedoch nicht zu.  AL Trausinger 
weist darauf hin, dass dies eine Angelegenheit des Wohnungsausschusses ist. GR Sinzinger 
erkundigt sich, wie lange die Wohnung bereits leer steht, lt. Bgm. Reinthaler ca. 1 Jahr. 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittel Handerheben einstimmig der Mietvertrag 
zwischen der Gemeinde Ort im Innkreis und der Mieterin Rukiye TASKAN in zur Kenntnis 
gebrachter Form beschlossen.  
 
ad Punkt 3) Kaufvertrag Ort 81  
Bgm. Reinthaler berichtet, dass sich der Gemeindevorstand in seinen zwei Sitzungen während 
der Ferien mit dem Ankauf des Objektes Ort 81 befasst hat. Hier gab es auch ein Gespräch 
mit dem Verkäufer Herrn Mayr sen. als Verkäufer und dem GV. In einem 
Kaufvertragsentwurf des Notars Dr. Wild gab es allerdings noch einen Vertragsteil, der die 
Gemeinde zur Zahlung der eigentlich vom Verkäufer zu entrichtenden Immobiliensteuer von 



7 

3,5% des Verkaufspreises von 50.000,- Euro, sprich 1.750,- Euro verpflichtet hätte. Da 
sowohl für Bgm. Reinthaler, als auch nach deren Information auch für den GV diese Kosten 
eindeutig vom Verkäufer zu tragen waren, führte GV Silvia Bachmayer nochmals ein 
Gespräch mit Herrn Mayr sen. mit dem Ergebnis, dass die Immobiliensteuer nun von ihm 
getragen wird. Bgm. Reinthaler dankt Fr. Bachmayer für ihre positive Verhandlung. Die 
Liegenschaft EZ 290 bzw. das Grundstück 138/9 mit einer Grundfläche von 724 qm mit der 
Adresse Ort 81 samt dem darauf befindlichen Haus wird von der Gemeinde Ort im Innkreis 
zum Preis von Euro 50.000,- von den Ehegatten Mayr erworben. Die Abbruchkosten für das 
am Grundstück befindliche Objekt hat die Gemeinde zu tragen. Konkret sieht der von Notar 
Dr. Wild erstellte und von den Ehegatten Mayr als Verkäufer bereits am 29.08.2013 
unterzeichnete Kaufvertrag wie folgt aus. 
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Beratung: 
GR Hölzl Günter erkundigt sich, ob das Gebäude leer übergeben wird. GV Mayr erklärt sich 
als befangen und bejaht die Frage, außer Bodenbeläge, man soll ihm noch ein paar Wochen 
Zeit geben zum Ausräumen der restlichen Sachen, das Alteisen wird er der Feuerwehr geben, 
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in zwei Wochen ist es leer. VizeBgm. Flotzinger meint, dass hauptsächlich noch Papiersachen 
drinnen sind. GR Schnallinger betont, dass für 700 m² Grundfläche ohne Gebäude ein Preis 
von € 75,-/m² bezahlt wird. Die Abbruchkosten muss die Gemeinde bezahlen, wofür es nur 
eine Schätzung von rund € 15.000,- gibt.  Somit errechnet sich ein ungefährer Grundpreis von 
100,- € pro m². Er äußert Bedenken für die Zukunft, wenn das Bauland im Ortsgebiet 100,- € 
kostet. In einer Statistik in der Zeitschrift Gewinn sei der Grundpreis in Ort im Innkreis mit 
20,- bis 25,- € pro m² angegeben. Es stellt sich für ihn die Frage, wie die Gemeinde vor der 
Bevölkerung die Tatsache vertritt, dass die Gemeinde Gründe um 100,- € pro m² kauft. Die 
Bevölkerung wird es nicht für richtig ansehen, dass sie die Gründe um 20,- bis 25,- €/m² 
hergeben. GR Schnallinger meint, dass die Gemeinde gravierende Folgekosten hat und von 
der FPÖ und ÖVP dieser Horrorwert ohne größere Bedenken genehmigt wird. AL Trausinger 
kann die Bedenken von GR Schnallinger verstehen, er schildert jedoch einen Vergleich mit 
der Mehrzweckhalle, damals wurde an Hrn. Schlägl ein utopischer Preis von 1.200,- ATS pro 
m² bezahlt und der Grundpreis in Ort i.I. ist auch nicht auf dieses Niveau gestiegen. Weiters 
wurden für unbebaute Grundstücke im Gewerbegebiet in den letzten Jahren zwischen 38,- € 
und 65,- € bezahlt. Die gegenständliche Liegenschaft am Ortsplatz ist von der Lage her nicht 
vergleichbar und bebaut. GR Zeilberger spricht die Zusage vom Land OÖ über die € 60.000,- 
an. GR Schnallinger betont, dass der Bürger 100,- € pro m² zahlt. Die Gemeinde soll nicht 
Handlanger des Landes sein. GR Brandstötter weist darauf hin, dass die SPÖ-Fraktion schon 
immer für eine Sanierung war, weil diese billiger ist. Es geht nicht um die Fa. Fussl, sondern 
es geht darum was sinnvoller ist.  Die SPÖ-Fraktion war nie Befürworter des Grundankaufs 
und daran hat sich auch nichts geändert. Eine Sanierung wäre günstiger und sinnvoller, aber 
die SPÖ habe nur zwei Stimmen im GR. GR Hölzl Günter führt aus, dass es keine leichte 
Entscheidung ist, es war ein langer Prozess, es bedurfte auch intern langer Diskussionen und 
man hat sich intensiv (mit Gutachten) damit auseinandergesetzt. GR Zeilberger meint, dass 
GR Brandstötter nicht wisse, was sanieren bedeutet, da er das nie gemacht hat. Dies 
dementiert GR Brandstötter jedoch, er habe in den letzten 30 Jahren immer wieder saniert und 
noch alle Rechnungen, er weiß was das bedeutet. GR Bögl berichtet, dass auch in der ÖVP-
Fraktion das Thema lange besprochen wurde. Es wurden 2-3 Firmen für die Gutachten 
herangezogen, wobei auch Kosten für diese Gutachten entstanden sind. Diese Gutachten 
weisen einen Unterschied Sanierung/Neubau von 200.000,- € bis 300.000,- € auf. Die 
tatsächlichen Kosten werden erst nach Fertigstellung feststehen. Er weist darauf hin, dass bei 
einem Neubau im bestehenden Gemeindegebäude die Verwaltung während der Bauzeit 
weiterläuft und nur ein einmaliger Umzug erforderlich ist, außerdem könne man das alte 
Gemeindeamt dann wieder verwerten, indem man evt. Wohnungen einbaut. Bgm. Reinthaler 
erläutert, dass sich die Sache bereits über Jahre hinweg zieht und es nicht leicht und auch 
nicht unumstritten war. Er lädt alle Fraktionen ein, auch am neuen Standort mitzuarbeiten. Er 
wird versuchen keinen Prunkbau, sondern ein effektives, praktikables Gebäude zu bauen an 
diesem sehr gutem Standort am Dorfplatz. Bgm. Reinthaler bedankt sich bei den 
Vertragsparteien Mayr.  
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann mittels Handerheben mit 16 Ja-Stimmen und 2 
Nein-Stimmen (GR Brandstötter und GR Schnallinger) der vorliegende und zur Kenntnis 
gebrachte Kaufvertrag zwischen den Ehegatten Mayr und der Gemeinde Ort im Innkreis für 
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die Liegenschaft Ort 81 beschlossen. GV Mayr enthielt sich der Abstimmung wegen 
Befangenheit. 
 

ad Punkt 4)  Prüfungsbericht des Prüfungsausschusses 
Bgm. Reinthaler bitten den Prüfungsausschussobmann Franz Brandstötter um den Bericht der 
Sitzung  des Ausschusses vom 06.09.2013. 
 

PRÜFUNGSBERICHT 

über die am 9.9.2013 stattgefundene Prüfungsausschusssitzung 

 

ad Punkt 1) 

Obmann Brandstötter stellt fest, dass seitens der Marktgemeinde St. Martin  im Juni 
Verbrauchswerte genannt wurden, welche nicht nachvollziehbar waren. Die genaueren Umstände 
werden von der Schriftführerin erläutert. Demnach wäre am 9.6. ein Wasserverbrauch von 596 m³, 
am 10.6. von 392 m³, am 1.7. von 540 m³ und am 20.6. von 393 m³  gegeben gewesen. Bei der 
Besprechung am 26.6. im Gemeindeamt St. Martin stellte sich dann die Frage eines Zählertausches 
bzw. der Übernahme dieser Kosten bzw. wurde der Wasserverbrauch der Fa. Benteler mit 
angesprochen.  Herr Lechner nannte dabei den durchschnittlichen Tagesverbrauch im Mai mit 174 
m³. Da der Jahresverbrauch 2012 bei 34.280 m³ lag, kann jedenfalls für den Zeitraum 1.1. bis 
26.6.2013 kein Verbrauch von 30.270 m³ gegeben sein. Am 10. Juli wurde dann seitens des 
Wasserwartes (Hr. Lechner) mitgeteilt, dass gemäß einem Gespräch mit der Lieferfirma des 
Wasserzählers der erste Zähler nicht mehr so wie in der Vergangenheit x 10 zu rechnen ist. Demnach 
errechnet sich per 10.7. ein Gesamtwasserverbrauch (1.1.-10.7.2013) mit 17.382 m³. Die 
Zwischenablesung bei den Orter Abnehmern ergab einen Stand von 11.942 m³. Berücksichtigt man, 
dass Mitte bis Ende Jänner bei einem Großteil der Objekte die Wasserzähler gewechselt wurden und 
somit ein kürzer Ablesezeitraum gegeben ist, kommt man annähernd an diesen Verbrauch heran 
bzw. ist die übliche Differenz zwischen 10 und 15 % gegeben. Per 30.8. wurde nunmehr ein 
Wasserverbrauch von 21.633 m³ festgestellt. Nunmehr ist jeweils am Monatsende bei der Ablesung 
durch Herrn Lechner auch einer unserer Gemeindearbeiter dabei. GR Hauer findet dies auch richtig 
und spricht von gegenseitigem Vertrauen. Obmann Brandstötter stellt in diesem Zusammenhang 
fest, dass bei der Fa. Benteler eine Nachzahlung erfolgte und es konnte der tatsächliche 
Wasserverbrauch  2012 auf Grund des verspäteten Einbaues des Wasserzählers nicht genau 
festgestellt werden. Die Schriftführerin ergänzt dazu, dass bei der Fa. Benteler 2 Wasserzähler 
gegeben sind und laut Aussage von Herrn Lechner aus St. Martin sind hier beide Zähler zusammen zu 
zählen. Zusammenfassend stellt Obmann Brandstötter fest, dass man an Hand der vorliegenden 
Meldungen sagen kann, dass man annähernd beim Vorjahresergebnis liegt. Über Anregung von GR 
Berger werden nachstehend die Jahreswerte von 2007 bis 2012 wie folgt festgestellt: 

 

 Verbrauch Ort Meldung St. Martin Differenz % 

2007 21820 30530 8710 28,53 
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2008 22662 25198 2536 10,07 

2009 23755 25883 2128 8,23 

2010 23779 27208 3429 12,6 

2011 25268 29426 4158 14,1 

2012 27141 34280 7139 20,83 

 

ad Punkt 2) 

Obmann Brandstötter führt aus, dass bei der letzten Sitzung angesprochen wurde, dass die 
Winterdienstkosten der letzten 4 Winter angesehen werden. Diese sehen wie folgt aus und ist dazu 
festzuhalten, dass für den Winter 2012/2013 die Arbeitsleistungen der Gemeindearbeiter noch nicht 
enthalten sind. Rechnet man den Durchschnitt der letzten 3 Jahre dazu, ergibt sich ein Gesamtbetrag 
von rund € 30.000,--, was in Anbetracht des langen Winters angemessen erscheint. 

 

  
Winter 
2009/10 

 Winter 
2010/11  

Winter 
2011/12 

Winter 
2012/13 

Arbeitsleist. Gde.Arbeiter 
Güterwege 

 €          
4.117,00  

 €           
6.406,25  

 €         
2.593,50    

Arbeitsleist.Gde.Arbeiter 
Gde.Straßen 

 €          
9.029,50  

 €        
13.009,75  

 €         
6.115,50    

Arbeitsleist. Gde.Arbeiter Maasb.Str. 
 €          

1.696,75  
 €           

2.598,25  
 €         

1.882,75    

Splitttransport u. Lagerung Fa. 
Zahrer 

 €          
1.974,08  

 €           
3.580,77  

 €         
2.403,70  

 €         
1.597,78  

Schneeräumung Reisegger 
 €               

64,80        

Winterdienstarbeiten 
Maschinenring 

 €             
750,00        

Winterdienst Fa. Zahrer 
 €          

6.651,56    
 €         

6.094,77  
 €         

6.828,55  

Winterdienst Maasb.Str. Fa. Zahrer   
 €             

514,92  
 €              

809,16    
 €         

1.333,34  

Eistiger Fa. ATS     
 €            

774,75    
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Schneegitter Fa. RUWA     
 €         

1.152,00    

Winterdienstkosten Land     
 €         

5.294,00  
 €         

4.950,00  

Gesamtbetrag 
 €       

24.798,61  
 €        

26.404,18  
 €      

26.310,97  
 €      

14.709,67  

 

Obmann Brandstötter stellt dazu fest, dass sich diese Kosten ohnehin nicht beeinflussen lassen und 
betont GR Hauer, dass bei Bedarf der Winterdienst durchgeführt werden muss. 

 

ad Punkt 3) 

Obmann Brandstötter verweist zur Woodstock-Veranstaltung 2013 auf die Vereinbarung vom 
3.6.2013 und er hat diesen Punkt deshalb auf die Tagesordnung gesetzt, um abzuklären, ob auch alle 
Vertragsbedingungen eingehalten wurden. GR Hauer führt aus, dass erzählt wird, dass die 
Veranstaltung 2014 in Mining stattfinden soll. Weitere Informationen können dem Protokoll 
entnommen werden. 

 

ad Punkt 4) 

Unter Punkt „Allfälliges“ verweist  Obmann Brandstötter auf die Sitzung im Frühjahr, wo die 
Außenstände behandelt wurden und er könnte sich vorstellen, dass bei der letzten Sitzung dieses 
Jahres diese noch einmal angesehen werden. Nach Ansicht von GR Berger genügt hier ein 
Kurzüberblick mit Veränderungen gegenüber der Februarsitzung. Weiters soll bei der nächsten 
Sitzung auch eine Belegkontrolle stattfinden. Sollte zwischenzeitlich der Prüfungsbericht der 
Bezirkshauptmannschaft über die große Überprüfung im Juni und Juli vorliegen, könnte dieser 
eventuell auch behandelt werden. – 

GR Zeilberger erkundigt sich nach dem Termin der Digitalisierung des Ortskanals und es kann dies 
von der Schriftführerin nicht beantwortet werden bzw. verweist sie auf die Auftragsvergabe an die 
Fa. Münzer. GR Deschberger gibt zu verstehen, dass die Überprüfung des Verbandskanals jetzt fertig 
wird. GR Hauer glaubt, dass der Gemeindekanal eine kostspielige Angelegenheit werden wird. – 

GR Berger erkundigt sich, ob es im Zusammenhang mit der Woodstock-Veranstaltung Beschwerden 
gab und führt die Schriftführerin aus, dass die Kosten für Wasser, Kanal, Strom um Arbeitsleistung 
der Feuerwehr umgehend bezahlt wurden. GR Ranseder sieht für kommendes Jahr ein Problem mit 
den Parkplätzen gegeben, zumal der FACC-Parkplatz nicht mehr zur Verfügung stehen wird. Die 
Organisation war jedenfalls durch und durch schlecht und es wird auf den Zustand bei der Leitner-
Gemeindestraße verwiesen, wo am Donnerstag ab 10 Uhr die Fahrzeuge dann schließlich bis zum 
Unimarkt standen und teilweise Hauszufahrten einfach zugemacht wurden. GR Deschberger fragt 
sich hier schon, warum die Exekutive nicht eingeschritten ist. Obmann Brandstötter betont, dass dem 
Gemeinderat bei der letzten Sitzung dargestellt wurde, dass alles geklärt und für die Gemeinde kein 
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großer Aufwand gegeben ist. GR Ranseder spricht bei dieser Veranstaltung von einer reinen 
Kommerzveranstaltung. Obmann Brandstötter stellt dazu fest, dass dann eigentlich gemäß dem 
gültigen Lustbarkeitsabgabegesetz 15 % Lustbarkeitsabgabe fällig wären. 

 
Beratung: 
GR Wagner bekundet, dass der Wasserzähler von der Mgde. St. Martin i.I. nicht falsch 
abgelesen wurde, sondern ein Rechenfehler vorlag. Bgm. Reinthaler erklärt, dass im Dez. 
2012 bereits falsch abgelesen wurde und die Gemeinde Ort i.I. mittlerweile eine Gutschrift 
über ca. 900,- € erhalten hat. Der Prüfungsausschuss wird diese Sache weiterhin beobachten. 
GR Wagner erklärt, dass die Position Eistiger Fa. ATS, als Ersatz für das Salzstreuen beim 
Schul- und Kindergarteneingang ist, es ist nicht so aggressiv wie Salz, es wurde gleich eine 
größere Menge für mehrere Jahre angekauft. GR Sinzinger erkundigt sich, ob 2010/2011 der 
Winterdienst zur Gänze von der Gemeinde übernommen wurde. GR Brandstötter meint, dass 
die Rechnungslegung der Fa. Zahrer evt. später war und somit nicht in diesem Zeitraum 
aufscheint. Zu den Winterdienstkosten Land wurde erklärt, dass es die Streugemeinschaft 
nicht mehr gibt. GR Hölzl Günter führt an, dass die Gemeinde in den letzten zwei Jahren 
durch das Woodstock der Blasmusik 35.000,- € eingenommen hat. AL Trausinger erklärt, 
dass der GR den Prozentsatz der Lustbarkeitsabgabe von 5 – 15% festlegen kann. Für Bgm. 
Reinthaler stellt sich die Frage was eine Kommerzveranstaltung ist. AL Trausinger erläutert, 
dass er bei der Abnahme Hr. Hamminger konkret darauf angesprochen hat, ob eine Verlegung 
des Veranstaltungsgeländes nach Mining vom Veranstalter angedacht ist, dieser bekundete, 
dass dies nicht zutreffe, außerdem würde Hr. Gasselsberger, Fa. Arco da nicht mitmachen. 
GR Hölzl Günter gibt bekannt, dass auf der Homepage des Woodstockfestivals für 2014 Ort 
im Innkreis als Veranstaltungsort veröffentlicht ist. GV Mayr weist darauf hin, dass Hr. Ertl 
aus der Vereinbarung aussteigen kann, wenn die Besucheranzahl den Rahmen sprengen 
würde, dem stimmt AL Trausinger zu. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Handerheben der zur Kenntnis 
gebrachte Prüfungsbericht zur Kenntnis genommen.  
 
ad Punkt 5) Prüfungsbericht zum Rechnungsabschluss 2012  
Der Prüfungsbericht der BH des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2012 liegt vor und wird 
mittels Beamer dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 
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Beratung: 
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GR Bachmayr Karl erkundigt sich, wieso die Ertragsanteile so gering sind. VB Maierhofer 
meint, dass es generell ein Jahr mit Einbußen war. AL Trausinger erklärt, dass die 
Ertragsanteile auf die aktuelle Einwohneranzahl sowie die letzte Volkszählung und dem pro 
Kopf-Schlüssel ankommen. GR Deschberger erkundigt sich, wer ein Notstromaggregat 
bekommen hat, GR Wagner meint, dass damit die Bergeschere gemeint ist. GR Deschberger 
fragt weiters, was unter Wasserbau zu verstehen ist, VB Maierhofer nimmt an, dass dies die 
Kosten für Wasseranschlüsse sind. AL Trausinger erklärt, dass die angekaufte Software für 
den Arbeitsalltag notwendig war. Er führt weiters aus, dass 4-5 Stk. Luftbildaufnahmen von 
Ort i.I. aus dem Nachlass eines aufgelassenen Luftbildarchivs angekauft wurden, die für die 
Gemeindegeschichte interessant sind und es noch mehr gegeben hätte. GR Hölzl Günter 
meint, dass die offenen Steuer und Gebühren sehr hoch sind und damit der Bevölkerung 
schaden, dem stimmt auch GV Mayr zu. VizBgm. Flotzinger möchte, dass der GR in einer der 
nächsten Sitzungen wieder von den offenen Außenständen informiert wird. Die Position 
Tische für Gruppenraum Kindergarten wird erklärt, dass mehr Kinder den Kindergarten 
besuchen. Beim GR herrscht Unverständnis auf diese Prüfungsfeststellungen, zumal es sich 
um Erfordernisse und Instandhaltungen in alltäglichen Belangen handelt. AL Trausinger 
merkt an, dass der Prüfungsbericht der großen Prüfung im Sommer 2013 erst kommt. AL 
Trausinger versteht auch nicht dass vor Jahren der Zaun beim Kindergartenspielplatz, der um 
8.000,- € angekauft wurde, von der Abgangsdeckung herausgestrichen wurde, obwohl dies 
eine Forderung der Evaluierung (TÜV-Bemängelung) war. In der Serversache ist in Linz 
gefragt worden, worauf der Gemeindebetreib ein paar Tage gestanden ist. Bgm. Reinthaler 
versucht seit März 2013 einen Termin bei LR Hiegelsberger zu erreichen. AL Trausinger 
erklärt, dass bei der Finanzierung der  Maasbacherstraße vor über 10 Jahren ein Konsens 
zwischen LR Stockinger und der Gemeinde hergestellt wurde, und seitens des Landes bisher 
die Restfinanzierung nicht gedeckt wurde. Es sind noch ein paar weitere Sachen nicht 
abgeklärt z.B. Straßenbeleuchtung, Kamerabefahrung. GV Mayr schlägt vor, ein formloses 
Schreiben an die IKD zu schicken, damit die Gemeinde ihren Willen zeigt. GR Brandstötter 
meint, dass es auch eine Frage der Haftung werden wird, da niemand privat dafür haften wird, 
außer man macht einen Beschluss mit Vorbehalt. AL Trausinger meint, dass man keine 
Erledigung erhalten wird. Bgm. Reinthaler verweist auf das Bsp. Ersatzbeschaffung der 
Bergeschere, GR Brandstötter weist auf die Notwendigkeit dieser Feuerwehrausstattung hin. 
GV Mayr meint, dass man sich über die Notwendigkeit ohnehin einig ist, er ist der Meinung, 
dass es jedoch besser ist vor der Anschaffung an das Land zu schreiben. Zum Punkt 
Kindergarten meint GR Sinzinger, dass der Gastbeitrag für den Kindergarten durch das Land 
geregelt gehört, Bsp. Gastschulbeitrag. AL Trausinger weist darauf hin, dass es sich derzeit 
um eine freiwillige Leistung der Gemeinden handle und die diesbezügliche gesetzliche 
Regelung ein Witz sei. GR Bögl meint, dass der Gratiskindergarten nur ein Wahlzuckerl war, 
wodurch die Abgänge größer geworden sind. Hr. Mayr erkundigt sich, ob die Nebenspesen 
nicht ausschreibungskonform sind. VB Maierhofer erklärt, dass die Nebengebühren für die 
Kontoführung sind, und nicht für den Kassenkredit. AL Trausinger meint, dass man sich dies 
anschauen wird. AL Trausinger gibt bekannt, dass die Gemeinde bis 01.12.2013 eine 
Stellungnahme an die IKD über die ungedeckten Sachen abgeben muss. GR Brandstötter 
meint, dass wir nach dem Maastricht-Ergebnis kein neues Gemeindeamt bekommen werden.  
Es wird erklärt, das die Kosten für das Amtsgebäude über 7.800,- € jene der 
Kostenschätzungen waren.  
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Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird somit der vorliegende Prüfungsbericht für den 
Rechnungsabschluss 2012 einstimmig zur Kenntnis genommen.  
 
ad Punkt 6) Nachtragsvoranschlag 2013 
Bgm. Reinthaler führt aus, dass der Nachtragsvoranschlag 2013  im  

Ordentlichen Haushalt 
Einnahmen von 2.225.500,- 
Ausgaben von 2.304.500,- 

Abgang von 79.000,- 
aufweist. 
Im  

Außerordentlichen Haushalt 
Stehen Einnahmen von 720.700,- 

Ausgaben von 824.900,- gegenüber. 
Abgang somit 104.200,- 

 
Diese Veränderungen ergeben sich wie folgt und werden mittels Beamer dem GR zur 
Kenntnis gebracht. 
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Die Abweichungen über € 730,-- und mehr als 5 % sehen wie folgt aus: 
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Haush.Stelle Bezeichnung Voranschlag Nachtrags-
voranschlag 

Unterschied 

2 2110 8170 Kosteners.Erhalt.Beitrag VS 24500 25900 1400 
2 2400 8170 Gastbeiträge KG  15000 9800 -5200 
2 2400 8613 LB für KG-Freifahrt 10000 12400 2400 
2 2400 8615 Lfd. Transferz. Land - 

Sonderförderung 
0 1000 1000 

2 3690 8290 Einnahmen Kabarett 0 1300 1300 
2 6170 8240 Mieteinnahmen Bauhof ab 

Nov. 
3700 700 -3000 

2 6170 8241 Betriebskosten Bauhof 1000 100 -900 
2 8500 8500 Wasseranschlussgebühren 4000 9000 5000 
2 8500 8520 Wassergebühren 45000 52000 7000 
2 8500 8602 Zinsenzuschüsse 

Wasserleitung 
4800 8000 3200 

2 8500 8702 Tilgungszuschüsse Wasserleit. 11400 8000 -3400 
2 8511 8500 Kanalanschlussgebühren 8000 10000 2000 
2 8511 8520 Kanalbenützungsgebühren 170000 180000 10000 
2 8511 8602 Zinsenzuschüsse Kanal 8300 21000 12700 
2 8511 8702 Tilgungszuschüsse Kanal 25300 13000 -12300 
2 9140 8690 Gewinnentnahmen 

Wasser+Kanal 
75300 68100 -7200 

2 9200 8331 Kommunalsteuer 370000 390000 20000 
1 0000 7530 Lfd. Transferzahl. Sozialvers. 2800 1700 1100 
1 0000 7570 Lfd. Transferzahl. Priv. Inst. - 

Schulungsbeiträge 
3900 3100 800 

1 0100 0200 Maschinen u. masch. Anlagen 
– Beamer + Laptop 

1000 4600 -3600 

1 01000 0700 Aktiv.Pflicht. Rechte – Server, 
Bauamt , ZPR-Migrationstool 

2000 7000 -5000 

1 0100 5100 Bezüge VB I – 
Doppelbesetzung zur 
Einarbeitung 

78700 84000 -5300 

1 0100 5110 Bezüge VB II – 
Krankenstands- und 
Urlaubsvertretung 

4600 6500 -1900 

1 0100 5810 Dienstgeberbeitr. Sozialvers. 20400 21500 -1100 
1 0240 7290 Ausgaben Wahlamt 400 1200 -800 
1 0700 4030 Handeslwaren – Ehrenring 

Pfarrer 
500 1300 -800 

1 1310 7280 Bau- und Feuerpolizei 4000 0 4000 
1 1630 0200 Masch. u.masch.Anlagen FF – 0 3700 -3700 
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Wassersauger FF Ort u. 
Ostern. 

1 2110 04310 Ausstattung MZH - 
Zusatzbeleuchtung Musik 

0 1000 -1000 

1 2110 6000 Strom VS 6000 5000 1000 
1 2110 6140 Instandhaltung VS – Rep. 

Auffahrtsrampe u. Stiege 
MZH, 
Brandschutzmaßnahmen 

6000 28000 -22000 

1 2110 61800 Instandhalt sonst. Anlagen VS 
– Rep. Brandschutzklappen 

500 14000 -13500 

1 2110 7200 Gastschulbeiträge VS 4500 5300 -800 
1 2120 7200 Gastschulbeiträge HF`S 50000 55400 -5400 
1 2130 7200 Kostenbeitrag Sonderschulen 8800 2400 6400 
1 2200 7201 Bau- u. Einricht.Aufwand 

Berufssch. – Guthaben 2012 
4300 900 3400 

1 2400 00600 Grundstückseinricht. KG – 
Pflaster 

0 1800 -1800 

1 2620 61400 Instandhaltung Sportplatz – 
neue Pumpe f. Brunnen 

400 2000 -1600 

1 3620 6190 Instandhalt. Sonderanlagen – 
Pflege Grünanlagen u. 
Blumenkisterlhalterungen 

1000 4000 -3000 

1 3690 7290 Feiern u. Feste – Ehrung 
Pfarrer u. Kabarett 

500 3300 -2800 

1 5300 7280 Ausgaben Gesunden 
Gemeinde – 
Gesundheitsvorsorgepass u. 
Vorträge 

1200 2300 -1100 

1 6120 6110 Instandhalt. Straßenbauten – 
spritzen St.Martiner-Str. 

10000 12000 -2000 

1 6120 6500 Zinsen – Darlehen noch nicht 
aufgenommen 

4000 2000 2000 

1 6120 7280 Entgelte f. sonst. Leistungen – 
Böschungsmulchen 

800 2000 -1200 

1 6170 4520 Treibstoffe Bauhof 5000 6000 -1000 
1 6170 6170 Instandhalt. Fahrzeuge - 

Getriebereparatur Traktor 
5500 17000 -11500 

1 7820 4570 Druckwerke – Einschaltung 
Betriebsbaugebiet 

0 1000 -1000 

1 8131 6200 Abfalltransport 9000 8000 1000 
1 8131 7281 Entgelte sonst. Leist.- 

Abrechnung Biotonne 
6000 17500 -11500 

1 8131 7290 Sonst. Ausgaben - 7000 4000 3000 



28 

Containerentleer., 
Alteisensammung ec. 

1 8131 7520 Lfd. Transferzahl. – Restabfall 18500 16000 2500 
1 8141 6110 Straßenreinigung – anderes 

Konto 
3500  0  3500 

1 8141 7280 Straßenkehrung 0  3500 -3500 
1 8160 6000  Strom Straßenbeleuchung 10000 11600 -1600 
1 8500 6020 Wasserbezug – Nachverr. 

2012 
24000 29600 -5600 

1 8500 7290 Sonst.Ausgaben 
Wasserversorg. – Überprüfung 
Wasserleit.Netz 

500 3000 -2500 

1 8500 7690 Gewinnentnahme Wasser 13700 17900 -4200 
1 8511 7201 Kostenbeiträge – Darlehen 

RHV 
40000 33000 7000 

1 8511 7202 Kostenbeiträge – Zinsen RHV 3000 7800 -4800 
1 8511 7690 Gewinnentnahme Kanal 61600 51000 10600 
1 9800 9102 Zuführung zu 

Wasseranschl.Geb. 
4000 9000 -5000 

19800 9103 Zuführung zu 
Kanalanschl.Geb. 

8000 10000 -2000 

1 9900 9641 Abwicklung Sollergeb. 2012 0 3400 -3400 
6 6110 9631 Abwicklung Sollergeb. Harter 

Str. 
0 36200 36200 

6 6112 9100  Zuführung an ao.Vorhaben 0  36200 36200 
6 6121 8711 LB für Straßenbau 0  40000 40000 
6 6122 8710 LB für Benteler Straße 93000 30000 -63000 
6 6122 8711 BZ für Benteler Straße 30000 60000 30000 
5 0100 9641 Abwicklung Sollergeb. 

Amtsgeb. 
0 7500 -7500 

5 6110 9100 Abwicklung Sollergeb. Harter 
Str. 

0 36200 -36200 

5 6111 9641 Abwicklung Sollergeb. 
Gehsteig Osternach 

0 6400 -6400 

5 6112 9641 Abwicklung Sollergeb. 
Gehsteigsanierung 

0 50400 -50400 

5 6121 9641 Abwicklung Sollergebnis 
Straßenbau 

0 36000 -36000 

5 6122 0020 Straßenbau Benteler 60000 87500 -27500 
5 6122 9641 Abwicklung Sollabwickl. 

Straße Benteler 
0 263600 -263600 

6 8160 9631 Abwicklung Sollabwickl. 
Straßenbeleuchtung 

0 30300 30300 

6 8500 9102 Anteilsbetrag Wasseranschl. 4000 9000 5000 
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6 8500 9631 Abwicklung Sollergeb. 
Wasserleitung 

0 63000 63000 

6 85099 8718 Schuldenerlass Land 0  38300 38300 
6 8510 9103 Anteilsbetrag Kanalanschl. 8000 10000 2000 
6 8510 9631 Sollabwicklung Ortskanal 0 292700 292700 
5 6124 9641 Sollabwicklung Maasb.Str. 0  57800 -57800 
5 6312 0020 Hochwasserschutz 0 55000 -55000 
5 6312 9641 Sollabwicklung 

Hochwassersch 
0 15700 -15700 

5 85099 3418 Abschreibung Invest.Darlehen 0 38300 -38300 
5 8510 0040 Kanalbau 8000 35000 -27000 
6 85199 8719 Schuldenerlass 0 10000 10000 
5 8511 9641 Sollabwicklung RHV 0 24300 -24300 
5 85199 3419 Abschreibung Invest.Darlehen 0 10000 -10000 
 
Beratung: 
GV Mayr sieht für einige Überschreitungen kein Verschulden der Gemeinde z.B. 
Brandschutzmaßnahmen in der Mehrzweckhalle, Reparatur der Traktorkupplung, die 
Überschreitung bei der Biotonne begründet sich auf die Waschung. Bgm. Reinthaler regt eine 
Umweltausschusssitzung an, die sich mit der Biotonnenwaschung befassen soll, denn damals 
wurde eine flächendeckende Waschung beschlossen. GV Mayr meint, dass man sich das Jahr 
2013 ansehen und dann schauen soll was herauskommt. AL Trausinger meint, dass man dies 
in den Hebesätzen berücksichtigen soll. GR Brandstötter verkündet, dass er dem 
Nachtragsvoranschlag nicht zustimmen wird, da er auch dem Voranschlag nicht zugestimmt 
hat und Kosten für den Gemeindeamtsneubau im Nachtragsvoranschlag enthalten sind. GR 
Hölzl versucht ihm zu erklären, dass die 7.500,- € für das von der SPÖ-Fraktion verlangte 
Gutachten für Amtsgebäudesanierung bzw. –neubau ausgegeben wurden. GV. Mayr fragt 
nach, ob die SPÖ-Fraktion in Zukunft immer dagegen stimmen wird, wenn es um 
Angelegenheiten des Gemeindeamtsneubaues geht. GR Brandstötter meint, dass er seine 
Stellung zum Haushalt in dieser Periode nicht ändern wird.  
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird mit Handerheben vorliegender Nachtragsvoranschlag 
2013 im Ordentlichen Haushalt mit 17 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen (GR Brandstötter 
und GR Schnallinger) beschlossen.  
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird mit Handerheben vorliegender Nachtragsvoranschlag 
2013 im  außerordentlichen Haushalt  mit 17 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen (GR 
Brandstötter und GR Schnallinger) beschlossen. 
 
ad Punkt 7) Allfälliges  
Bgm. Reinthaler verkündet, dass ab 1. Oktober Hr. Georg Bögl als neuer Mitarbeiter am 
Gemeindeamt arbeiten wird, er soll bereits in der nächsten Sitzung teilnehmen.  
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Die Beteiligten an der Nationalratswahl treffen sich am Sonntag, 29.09.2013, um 6:40 am 
Gemeindeamt.  
Der Tag der Alten findet am 13.10.2013 in der Mehrzweckhalle statt, Bgm. Reinthaler lädt 
dazu alle GV-Mitglieder sowie Fraktionsvorsitzende ein.  
Bgm. Reinthaler weist auf eine Veranstaltung der Gesunden Gemeinde zu dem Thema 
„Sinnerfüllte Arbeit“ am 21.10.2013 in der Mehrzweckhalle hin, Eintritt 5,- €.  
Bgm. Reinthaler verkündet, dass die zweite Tranche der Förderaktion für Photovoltaikanlagen 
an Schulen begonnen hat. AL Trausinger erklärt, dass nach Einlangen des Schreibens ein 
Antrag für eine PV-Anlage an der VS Ort i.I. gestellt wurde (Förderquote 75%), anschließend 
muss ein Förderantrag samt Angebot an das Land OÖ gestellt werden, außerdem soll zur 
Energiespargemeinde beigetreten werden, um eine höhere Förderung zu erzielen. GR Bögl 
erkundigt sich, ob der Strom eingespeist wird. Ja, dies muss sich jedoch erst jemand 
anschauen. GV Mayr befürwortet diese Aktion.  
Bgm. Reinthaler regt an, dass sich der Umweltausschuss mit der Biotonnenwaschung 
befassen soll.  
GV Mayr schlägt vor, dass sich der Bauausschuss mit der weiteren Vorgehensweise des 
Amtsgebäudes befassen soll, wobei auch die SPÖ als beratendes Mitglied dabei sein soll. GR 
Brandstötter weist darauf hin, dass jedes GR-Mitglied als Zuhörer in Ausschutzsitzungen 
teilnehmen kann. Bgm. Reinthaler drängt darauf, das Projekt jetzt anzugehen, da nur ein 
Hochbauprojekt pro Periode möglich ist.  
GR. Deschberger erkundigt sich, wann die Benteler-Straße geteert wird. Lt. Auskunft des 
Bürgermeisters morgen, 27.09.2013.  
AL Trausinger verliest das E-Mail vom RHV vom 12.09.2013 sowie die darauffolgende 
Antwort, die AL Trausinger am 26.09.2013 um 17:30 versendet hat.  
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GR Deschberger erklärt, dass der Oberflächenwasserkanal in die Antiesen führt. Zu Punkt 4 
erklärt AL Trausinger, dass die max. Förderhöhe 14,-€ pro m² beträgt. GR Deschberger meint, 
dass es nicht darum geht, dass nicht angeschlossen werden darf, sondern, dass der 
Rückstaukanal beim Objekt Fußl (Anmerkung: Ort Nr. 56) abwirft. AL Trausinger verweist 
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auf die seit 2000 bestehende wasserrechtliche Bewilligung. GR Deschberger bekundet, dass er 
das nicht weiß. GR Deschberger verweist auf das Telefonat mit AL Trausinger, wo dieser 
gesagt habe, dass er sich nichts von einem Klärwärter sagen lässt, wenn zwei Ziviltechniker 
da sind. AL Trausinger verweist darauf, dass er mit Hr. Wiesmayr Verbindung aufgenommen 
hat, dieser war lt. GR Deschberger auch in der RHV-Sitzung anwesend. AL Trausinger 
betont, dass die Gemeinde in den Schmutzwasserkanal anzapfen darf, nicht aber in den 
Oberflächenwasserkanal, sie sollen sich den Bescheid bzw. die Unterlagen anschauen. AL 
Trausinger meint, dass GR Deschberger ihn auch anrufen hätte können, dann hätte er es nicht 
von anderen erfahren. Es ist viel Radau gemacht worden, AL Trausinger wurde auch von der 
Bevölkerung angeredet. Für Hrn. Deschberger ist die Sache erledigt, er meint, dass die Sache 
nicht die zwei (AL Trausinger und Hr. Deschberger) klären werden. GV Mayr kennt sich 
zwar nicht genau aus, worum es gerade geht, aber er findet, dass zwei Organisationen, die für 
die Bevölkerung arbeiten sollen, wegen Kommunikationsprobleme nicht streiten sollen. Bgm. 
Ehwallner (Obmann des RHV) hätte auch am Gemeindetag etwas sagen können. AL 
Trausinger versteht die Art der Kommunikation nicht.  
GR Brandstötter berichtet, dass der Zahnarzt in St. Martin i.I. aufhört und evt. keiner mehr 
nachkommt, er regt an, dass sich die Gemeinde Ort i.I. für eine Stelle bei der GKK bewerben 
soll. GR Zeilberger gibt an, dass am 21.10.2013 die GKK kommen wird, die über den 
weiteren Vorgang entscheiden wird.   
GV Mayr gibt bekannt, dass im GV über das Verkehrssicherheitsprojekt diskutiert wurde, da 
nichts weitergeht. AL Trausinger hat die Angelegenheit an die BH, Hrn. Lehner, 
weitergeleitet, es ist die weitere Vorgehensweise jedoch noch offen. Lt. GR Deschberger ist 
dies eine Gemeindeangelegenheit, weil es sich um eine Gemeindestraße handelt. GR 
Schnallinger meint, wenn der Auftrag nicht erfüllt ist, soll man den Vertrag kündigen. Lt. AL 
Trausinger wurde der Auftrag erfüllt. GV Mayr meint, dass das Projekt nächstes Jahr im 
Frühjahr realisiert werden soll. AL Trausinger gibt an, dass der Kostenrahmen für das 
Gespräch mit LR Hiegelsberger vorgesehen ist.  
AL Trausinger führt aus, dass am 04.03.2013 die Begleitplanung für das Hochwasserprojekt 
an die Fa. Blattfisch vergeben wurde. Die Mgde. Reichersberg hat ursprünglich den 15 % -
Kostenanteil nicht beschlossen. Nach Urgenz von AL Trausinger ist am 20.09.2013 das o.k. 
von Reichersberg gekommen. Hr. Auer hat am 25.09.2013 Hrn. Trausinger zurückgerufen 
und Bekannt gegeben, dass sie ca. 1,5 Monate brauchen werden. Die Mgde. Reichersberg hat 
Schuld an der Verzögerung. 
 
ad Punkt 8) Fragestunde   
Den Vorsitz hat die SPÖ. 
 
Bgm. Reinthaler schließt die Sitzung um 22:15 Uhr 


